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Liberal 	Soziale Partei (L:2), Bonn 

per Adr. Tristan Abromeit 

2850 Bremerhaven 1 

chiffdorfcr Chaussee 70 

Tolofon 0471  / 23985 

den 31. 12. 67 

J:TQSSCmjttejlUfl 

Resolution des Vorstandes der LSP zum Jahreswechsel 

Die Jahreswende ist ein Zeitpunkt der Rück- und Vorschau, 

Anlaß zu feierlichen Reden, die beruhigend auf besorte Gemüter 

wirken sollen. 
Die Bundesbürrer hacn eher keinen Anlaf sich heruhien zu lassen. 

Unseren Beitrae zu einer friedlicheren Welt 	die Aussohnun' mit. 

der DDR und den anderen östlichen Pachb3rn 	steht noch aus. 

Die freiheitlich, demokratischen Grundsitze unserer Verfassun 

sind nur im bescheidenen Umfang verwirklicht. 

Das wirtschaftliche Wachstum bei stabilem Geld und Vollbeschäfti- 

rung ist nicht 	bon. Dic Konzentration wirtschaftlicher Macht 

auf der einen Seite und die Ohnmacht der Arbeitslosen auf der 

anderen Seite sind die Grcnzmarkiorunp-en unserer Wirtschaftswirk-

lichkeit. 

Studenten meutern oen den Kurs, den die Bundesrepublik Deutsch-

land 'enommen hat. Viele itbürer sind aus ihrer isolierten 

Ruhe und auch oft aus ihrer SelbstoflliRkeit aufgeschreckt. 

Manche jinere BLrer erkennen zum ersten Mal, daß ein Zusammen-

hans besteht zwischen der Politik und dem personlichen beruf-

lichen Erfolg'. 

Wir appelioren darum an das Verantwortun'sbewuJtsein unserer 

Mitburer: nehmt in dem Jahr 1963 mehr als in den 	renrenen 

Jahren aktiv an der olitik der BRD teil. 

Nur eine bessere Folitik kann uns hoffen lassen, daß wir unsere 

Probleme lösen. ±ino bessere Politik können wir aber nicht er-

werten, wenn sich nicht mehr Frauen u,id flanner bereit finden, fur 

die öffentliche Sache einzutreten. 

Jeder kann einen Beitrag leisten, wenn auch nicht immer allein, 

so doch in einer politischen Partei. 

Der Satz - Politik verdirbt den Charakter - dürfte eher in seiner 

Umkehrun stimmen, n mlich: Schlechte Charaktere verderben die 

ezeichnet 	Tristan Abromeit Larl-doinz Ventker - Volker Stehr 
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Liberal-&ziele Partei (LSP), Bonn 
per Adresse: Tristan Abromeit 
2850 Bremerhaven 1, Schiffdorfor Ch.70 	 21 .1 .1968 
Telefon 0471 / 23985 

P r e s s e rn i t t e i 1 u n g (3) - 	 

Bemerkunpen und Resolution des Vorstandes der Liber21-Sozia1en Partei 

Bemerkunen zur 2olitischen Situation in der BRD 

Wieviel bittere Erfahrung muß dahinter stehen, wenn ein Denker 
wie Aleynar Mitschorlich saRt " 	‚ daß die deutsche Demokratie,  
die demokratische Ordnung, hierzulande mit einem gewison Wider-
willen angenommen worden ist: Sie ist da, aber sie ist in Wahr-
heit nicht etabliert." 1) 

Unsere noch mächtigsten Fartoien: CDU und SPD wollen also eine von 
den Bewohnern der Bundesrepublik nicht anenommene Demokratie mit 
Notstandsgesetzen vor der Auflösung schdtzon, Welche. Logik soll 
dahinter stehen? 
Die Nato, als Militärbündnis zur Verteidigung der Freiheit ge-
schaffen, stützt die Diktatur in Griechenland - welcher Hohn. Die  
Bundesregierung verstockt sich hinter Nato und Vorträgen, wenn 
sie wo.rren Ihrer Unterstützung dos Militärrogimos in Griechenland 
angesprochen wird. Ein nobler Garant der Freiheit - die jetzige 
Bund osreierung. 

Wenn der Fraktionsyorsitzendo der SPD, Helmut Schmidt mehr Mut zur 
W'1jrhoit fordert 2)  so können wir leider nur daraus lesen, daß 
er eine andere Taktik für die SPD forciert und icht eine Besinnung. 

FDP, die nicht aus eigenem Lntschlun im Bundestag zur 0pp-
sitionspartoi wurde, umgibt sich mit dem Mantel des Hütors frei-
hcitlich-domokr.tischer Moral, obwohl in der Vorgangonheit es bei 
ihr selbst daran mangelte. Wie schwach und ohne Selbstbewußtsein 
muß aber die FDP sein, wenn sie in einem Professor der Soziologio 
ihren rettenden Engel sieht. Es ehrt Ralf Dahrondorf, daß er sich 
an dci praktischen Politik beteiligt, nur liegt er mit einem ab-
gotrabton Gaul schlecht im Rcrncn. Wenn der 'scbcidundc FDP-Vor,--
sitzende Erich Monde mit missionarischen Eifer für den Verkauf von 
amerikanischen Wertpapieren eintritt, ohne das Wochselkursproblom 
zu erwähnen, dann zeugt c1s von Blindheit, Eine Partoi, die solches 
Verhalten ihres Vorsitzenden (luldet, kann nicht inwa1t für Frei-
heit und Gerechtigkeit sein. 

Wenn Mitscherlich st: T. 	"... Volk der Dichter und Denker hat 
eine Tendenz, sich Lelhste:.:oantnis zu ersparen und sich statt-
dessen an Ideale anzupassen, die angeblJ h den Konflikt, den man 
selber nicht lösen kann gelöst hDb.n.h't), 	3o iat das das schioch- 
teste Zeugnis für die 	SPD und 2DP, was ausgozteilt werden kann. 
Denn diese drei Parteien haben über zwanzig JaLe die Macht gehabt. 
den Bunc1osbirgorn ein besseres Bewußtsein zu v mi.tcoln, ihnen zu 
lehren, das ein freiheitliches Loben ohne Konflikte nicht möglich 
ist. Unser Staat blieb die Vaterfigur, die flliLCC besser kann und 
weiß als das Individuum. Wenn wir fr die Domok2'ritie sind, dann 
müssen wir anerkennen, daß der Staat nur ein Zweckverband sein 
kann. 
In Bremen demonstrierten Und randalierten Echüler gegen Fahrpreis-
erhöhungen der Bremer Straßenbahn AG.: 
Iiosc Ereinjsse werfen wieder Schlaglichter auf verschiedene 
broblome: 

- 2 - 



B1.2 der Pressemitteilungen der LSP 

1. Die Schüler werden mangelhaft durch ihre Lehrer über wirt 
schaftliche Zusommenhänge. informiert. 

2. Die Verkehrsbetriebe als Moriopolunternohrnon werden in unge-
nügender Weise auf demokratische Art kontrolliert. 

3. Wenn Schüler gelernt haben, ilre wirtschaftlichen Interessen 
auf Kosten anderer durchzusetzen, so zeigen sie sich nur als 
Meistorschülor dar Interessenverbände. Man muß eben wissen 
wie "unsere Politiker" behandelt worden müssen, um sie gefügi 
zu machen. 

4. Wenn junge Menschen die chülcrmitverwaltung und die Parlamente 
in der jetzigen Form nicht mehr ernst nehmen können, wenn den 
Studenten die Glaichborochtipung in den Gremien der Hochschulon 
aberkannt wird, dann bleibt 

ihnenKotostaktionen 
 nur der Krawall als VentiL 

5. Wenn die Polizei nur Gewalt goron 	einzusetzen 
hat, dann ist das ein Armutszougnis der Innenminister und dr 
Polizeipräsidenten. 

Resolution dos LSP-Vorstandos übor die Aufforderung zur Mitarbeit 
in der Liberal-Sozialen Partei 

444.4 

Tunro und 31le Bürger der BRD, kc Sie unzufrieden sind mit den 
rouitischen Vcrhälnisscnlasn Sie,  sich sagen: 

Lio wirksamste Waffe gegen unfähige überhebliche und korrupte 
Folitiker jist ihre Vertreibung aus c.on Parlamenten. 
Diese Vertreibung kann aber nur durch eine legitime Abwahl geschehen. 
Wir sind dabei eine neue Partei, die Liberal-boziale. Partei (LSP), 
aufzubauen um mit ihr die bestehenden Parteien zu besseren 
Leistungen zu zwingen oder sie von der Bildfläche zu drängen. 
Wenn der vorhandene Unwillen ar.tikuliort werden soll, darin braucht 
er eine Organisation. Die zwcckmäßio-sto Organisation ist bei Ion 
gegebenen Vorhältnisson die politische Paitei. 
Wir haben mit dar Gründung der Liberal-Sozialen Partei (LSP) cia 

‚- 	25./26.11.1967 in Bonn doti Anfang gemacht; der Aufbau muß mit 
Ihrer Hilfe goschohe. 
Der Kampf für die D'ehrntic ist noch nicht gewonnen. Wir fordern 
Sie Protestanten dar stillen und, lo.utcnArt auf, sich in der LSP 
zu l'ormioron, sofern Sie 1i Fähigkeit zum Denken und zur Zusammen-
arbeit besitzen. 

Der Vorstand.: 	Tristan Abromoit Karl-Heinz Vontkcr 

Volker Stehr 

1) Spicelgospräch mit Professor Alexander Mitschorlich über 
Psychoanalyse in der Bundesrepublik, DER SPIEGEL, Nr.52/1967 

d) bordsoa-Zeitung vom 28.12.67 



fr 
Liberal-Soziale Partei ('LSP), Bonn 
per Adresse: Tristan JVbromeit 
2850  Bremerhaven 1, 	ffdorfer Chaussee 70 
Telefon 0471/ 23935  

Mitteilung an die Presse (4) 

17. 4. 66 

   

Stellungnahme zum Mordanschlag auf Rudi Dutachke und die dadurch 
ausgelösten Demonstrationen 

1 wir den Mordanschlag auf Rudi Dutschke verurteilen ist- eine 
nlbetverständiichkeit, die keiner Erläuterund bedarf. 

Wir haben Verständnis für die durch das Attentat ausgelösten ge-
waltsamen Demonstrationen, wir müssen die Gewalttaten aber genau-
so mißbilligen,, wie die der Amerikaner und Vietnamesen. Wenn wir 
eine bessere Welt wollen, dann ist die Faust nicha das geeignete 
Mittel,, dies sollten alle Bundesbürger im Gesehichtsuntorricht 
begriffen haben. 
Jede Revolution trampelt ihre Ideale in den Dreck. Wir wir wirklic 
den Durchbruch zu einer menschenwürdigen Welt wollen, dann nu-

wir uns mit: der unblutigen Evolution bescheiden. 

Eine bessere Gssollschsftncrdn'mg wird nicht durch Straßen-
schlachten gewonnen, sondern durch gedankliche Fleißarbeit. 

Wir brauchen keine Prediger der Gewalt, wir brauchen tausende 
Gandhis und ICings. Wir brauchen tausende Sozislwissenschsftler,  
die den gutwilligen Politikern brauchbare Instrumente aufzeigen 
und entwickeln,, damit sie eine bessere Wirtschafte- und Gesell-
ashaftsardnung durchsetzen können. Wir brauchen zur Verstärkung 

fähigen und gutwilligen Politiker neue, junge, unbefangene, 
‚.:orruinpierte Abgeordnete in unseren Parlamenten. 

Im Springer-Verlag eine Ursache und nicht ein Symptom unserer 
kranken Bundesrepublik zu'sehen zeugt- von Gedankenlosigkeit. Kein 

Verlag kann bei uns im Westen auf Dauer Produkte verkaufen, die 
nicht vom Laser gebilligt wartwn. Ein Verlagskonzern ist ein-  Wirt-

schaftsunternehmen wie andere Konzerne auch, die Schäden für die 
Gesellschaft: sind nicht immer gleich gut sichtbar, Eine Verstaat-
lichung des Zeitungswesens bricht nicht die Mht der Meinungs-
bildner. Wir müarnn dnfiir Sorge tragen, daß der einzelne ede' 
und Journalist ur"hW1r'i-er vom Verleger wird. 
Die Konzentration e'c 	topoliDischer Macht werden wir nur über 

winden, wenn es geholt, InS der drbeitaertrau zunimmt und der 



Kapitalertrag abnimmt. 

Studenten der Bundesrepublik, wir teilen Euren Zorn auf n-*uf—
rinhtie und verblendete Politiker und Publizisten und auf 
stumpfsinnige und t ilnhnelome Bewohner unseres Staates, die 
Namen Bürger nic 	 n. Unsere gemeinsamen Ziele gebieten 
es aber, daß wir unsere Feinde zu unseren Brüdern machen. 

Den Generationen der beiden Weltkriege ist es nicht gelungen, 
die Demokratie bei uns heimisch zu machen, wirles uns gelingcnr 

gez. 	Tristen Kbroseit 
Vorstandsvorsitzender 



bern1-z4  sie Partei (IsP), Bonn 
per Adresse: Tristan Abromeit 
2850 Bremerhaven 1 Bchiffdorfer Chaussee 70 
	

1-5.68 
Taleffon 0471 / 2395 

Mitteilung an die Presse (5) 

Stellungnahme zur Ergebnis der landtagswahl von Bunen-Württemberg 

Das Wahlergebnis gilt: 

1, als eine Absage an das 72wei-Parteion-8yatem 
2 als eine Quittung dafür, daß sich die STD und UDO fast bis 

zur Unterschiedslosigkeir genähert-  habanG ±flro Politik ute. 
wahrhaftig und in Teilbereichen falsch ist 

3. als ein Beweis dafür, daß es der FDr trotz aller Anatronga 
nicht gelungen ist, für ein größeres Wählerpublikum interne-. 
sant zu werden; 

. als eine Bestätigung, daß rechtsgerichtete IrrstionnlitSt 
irr der BRD mehr gefragt ist, als linkwerichtate 
als Hinweis dafür, daß der Durchschnittswähler nicht in 
der Lage ist, Programme, Ergebnisse und Kandidaten kritisc.t 
au würdigen. 

l'onn Jetzt der Erfolg der NPD "Bestürzungen ural Sorge" hervor- 
Co vergessen wir doch nicht die konservativen und nationalen 

talieder in der CDU-CSU / SPD und der FDP,, 

Erfolgasaria der NPD wird marc nur durch eine glaubwürdigere 
Politik stoppen können; diese können wir aber nicht von rar.. 
sehlissenen Parteien erwarten. 

Die Ernsthaftigkeit der Kritik an-  links- und roahtsexiremsn Par-
teien wird man daran messen müssen, inwieweit liboral und weit.-
offene Parteien von den- Politikkritikern untorztiitzD werden. 

gez. Tristan Abrorreii 

Vorstaarrvorsitzender 



io Partei (ISP), Bonn 
per Ädreenz Tjistan Abronieit 
'85P Brorne 'haven 1 Schiffdorf er chaussee 7,0 

eton 04?1 / 2395 
	

11 51968 

Mitteifua ca die Fresse (6) 

Demonstration gegen Nobetandeverfassung am 11,5,68 in Bonn 

Die Il'nralSozin.Le e'uree ibP). lehnt jegliche Notm nndeeeetze 
radikal ab, weil neh ihrer nicht das Grundgesetz a10 Basis 
für die Bewältigung des Notstandes ausreicht und die 	iokratie 
sieh in  Netotand zu bewähren hat., In diesem Zusammenhang tritt' 
die ISP tor die Kündigung der us-amerikanischen Vorbehaitsreohte 

- 

Die ISP ‚andat sich entschieden gegen den neuen Notatandever-
ainubwurf, der ausdrücklich im Bahnen der 'Bündnisver- 
:ua 	jede parlamentarische Kontrolle eusachiießtr und die 

ür eine neue Diktatur 't Konzentrationslagern sche1ft 

Tio LtbeielIoziale Partei (LSP) befürwortet die vom uratoriun 
äntstend dar Demokratie" veranstaltete Demonstration g. ii die 
Notstandsverfassung heute in. Bonn,  und beteiligt sich ein Protest-

Die ISP wird in einem "Offenen-  Brief" an alle Bundestagsabgeord- 
neten zu den Notstandsberatungen des Bundestages ein 15 Nad. 68 
Stellung ahroen 

gez. Kerl-Heinz Veatkr 
Osnabrück 

2, Vorsitzender der ISP 

Tnforn'eiinn: Die 1'?. linksliberal, wurde am 25./26,1 1967 in- 
Sonn 	Siiäet, 1, 1  orsitzender ist Versicherungskaufmann 
Tristan Abromeit Bremerhaven, 



Liberal-Soziale Partei (ISP)', Bonn 
per Adresse: Tristan Abroseit 
2850 Bremerhaven 1, Schiffdorfer Chaussee 70 
Telefon 0471 / 23985 

]itteilung an die Presse (7) 

15. 5.1968 

   

Offener Brief an alle Etindestagsabgeordneten zu den Notstands-
beratungen den Bundestages am 15 Mai 1968 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

‚- 	Am 15, Mai- 68 sollen 2ie Hbar den neuen Notstandsverfassungsent- 
wurf des Rechts- und Innenausschusses entscheiden. 
Fie Liberal-Soziale Partei (LSP) warnt Sie eindringlich, den Ent-
wurf ohne öffentliche Djskssion' zu verabschieden. 
Der neue Entwurf der Notstandsverfassung schließt jede parlamentari-
sche Kontrolle aus, da er in Ausnahmezuständen Notstandsvollmachteiz 
veto de.n Alliierten auf ein internationales Organ, d.h. "NATO", 
überträgt, 
Weiter schafft der Entwurf Verfassungsschutzämtern und Geheis 
diensten die Möglichkeit einer Post- und Telefonkontrolle, sowie 
Gegen eine Behjuederuug eines Verfassungsorgans (z.B. durch Streik, 

Demonstrationen usw.) entgegenzutreten und, die Freiheit jedes 
Bundesbürgers drastisch einzuschränken (Verbot von Arbetänplaits- 

' 	wechsel, Dienstverpflichtung, Erfassung und Mobilmachung von Kfs.). 

Die Liberal-Soziale Partec (IsP) appLiert an Sie, die Vorlage ab-
zulehnen. Sie haben kein Recht, einen solchen-  Verstoß gegen die 

internationalen Menschenrechte ohne Volksbefragung in des Grund-
gesetz, einzubauen, 
Deshalb beteiligte sich die LSP an der Demonstration smll.Msi 

Am Bonn. 

Liberal-Soziale Partei (ISP) 
gez. Karl-Heinz Ventilaar, Osnabrück 

2'. Vorsitzender 



25,5 68 

Liberal-Soziale Partei (ISPY, Bonn 
per Adresse: Tristan-  Abromeit 
285-0 Bremerhaven 1 Schif.fdorf er Chaussee 70 
Telefon: 0471 / 239;95  

Mitteilung an die fresse (8) 

Lesunr, der Notstmndsesetze am 29. Mai 1968 

Die Liberal-.Soziale Partei (ISP) lehnt jede Einschränkung des 
Grundgesetzes entschieden ab und ruft nochmals alle Bundestagasb-
geordneten besonders der SPD und FDP - auf, diesen Notaiandso--
setzen der Zustjmmung am versagen. 
Hitlers Weg zur Maaht wurde durch die Brüningschen Notverordnungetr 
vorbereitet, Die Weimarer Republik ging nicht an der Vielzahl der - 
kleinen-  Parteien zugrunde, sondern- am Versagen ihrer Politiker und 
Parteien, deren bürgerlichen Abgeordneten in ihrer Ohnmacht den 
Ernächtigungzgesetz Adolf Hinters im März 1933 zustimmteal Soll der 
WeG für eine neue Diktatur, für Hitler II., vorbereitet werden? 

Die Liberal,Sozale Partei fordert die Abgeordneten auf, für die 
Erweiterung des Grundgesetzes einzutreten: 
für die Aufnahme von Vo11sentacheid und Volksbegehren in die Vor-. 
fassung; Herabsetzung der Volljährigkeit und des Wahtaltera auf 
18 Jahre, 
In ganzsetigen Atzzeigen,auf Kosten: der Stnmerzohler, versucht 
die Bundesregierung die Notstandsgesetze zu verharmlosen, Wor-n 
Bundesregierung eles dafür tun will, daß diese Gesetze zicnel 
angewendet- worden :ahncn,"denn wir alle wollen keinen: Notstand" 
denn sind diese Gesetze völlig überflüssig. 

Die Liberal-Soziale Partei (ISP) ruft cm Tag der 5,Lesung dar 
Notstandsgesetze zu Warnstreiks in den Botrieben Universität: 
und Hochschulen-auf und erklärt sich mit ,allen Maßnahmen sojjidsrisc. 
die der Aushöhlung des Grundgesetzes entgegenwirken. 
folgende Aktionen sind zur Diskussion gestellt: Schaffung eines 
Gegenparlamentes der außerparlamentarischen-  Opposition; iffent-
hohe Anklage gegen notstandsbefürwortende Abgeordnete und Vor-
, inderung deren Wiederwahl bei der Bundestagswahl 1969; Gründung 
ioor gerne±nssmerz-Wahlopposition zur Bundestagswahl 1969. 
Die Gewerkschaften sind zur Mitarbeit und Unterstützung cufgsuea 

Liberal-Soziale Partei (ISP). 
gez. Karl-Heinz Ventkor, Osnebrülo 

2. Vorsitzender 
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_'era1-Sozia1s Partei (ISP), Bonn 
per Adresse: Tristan Abrozeit 
2850 Bremerhaven 1, Schiffdorfer Chaussee 70 

1. 9. 1968 

Mitteilung 851 die Presse (9) 

8tellunnahine zu den Vorgängen in der CSSR 

1.0 Lob und Tadel 
1.1 Der Überfall und die Erpressungen der Sowjetunion, Polens, 

Bulgariens, Ungarns und der Deutschen Demokratischen Re-
publik wirdals Schande und Barbarei in die Geschichte ein-
gehen. 

2 Die Kritik am dem Vorgang kann nicht scharf genug sein. 
Vergessen dürfen wir aber nicht, daß keine rückwWrtsge-
wandten &hlußZolexungen die freiheitliche Entwicklung 
der Menschheit fördern. 

1.3 Der Tschechoslowakei kommt des historische Verdienst zu, 
die Wirksamkeit der gswalticscn Verteidigung erstmals im 
größeren Rahmen ohne vorheriges Training unter Beweis ge-
te1t zu haben, wenn auch noch nicht Ton einen Sieg ge-
sprochen werden kann. 

1.4 Die Sowjetunion lieferte den Beweis dafür, daß auch oino 
— 

	

	Geweltherracjaa!t nicht völlig allgemeine zwischonisensch- 
hohe Normen o.ßer acht lassen kann. 

1.5 Die 1350 hat erneut versagt. Eine floforn der TJBO ist not-
wendig, wann sie ihre Autorität nicht ganz verlieren soll. 

1.6 Die Mii_i.tärbündnisse sind keine Garantie für den Friede-., 
sondern eine Gefahr. Eine Welt mit relativ unabhängigen 
Staaten kann einen Aggressor wirkaamci isolieren als eiLe 
Welt der Wachtblöcke, die kein Platz hat für die Würde und 
Unabhängigkeit kleinerer Staaten. Wenn wir die NATO stär-
ken, schwächen wir die Position der Liberalen im soziali-
otisehus Lager. 

.0 Was können wir Bndesrepub1ikaner tun, um den Tschecho-
slowaken zu helfen? 

2.1 Wir düren den kalten Kriegern bei uns keine Chance zur 
Wirkoamkoit lassen. 

2.2 Wir müssen die DDR eis Staat und die Oetgranzcn als gege-
ben anerkennen und gleichzeitig eine AuBenpalik botrei-
bec, die die Grenzen durchJissiger SCCIrI. 



LSP / 1.9,68 / (9) 	 -2- 

2.3 Wir müsse» mit den Siegermächten und der DDR über einen 
Sonderstatus für ein vereinigtes Berlin mit freien Zu-

gängen von OST und WEST verhandeln. 
2.4 Wir müssen die Natoverträge kündigen und die nichtmili-

tärische Verteidigung ausbauen. 
2.5 Wir müssen sofort auf breiter Basis über Reformen in den 

versohicdecsten gesellschaftlichen Bereichen der BRD dis-

kutieren. Wir müssen die Illusion überwinden, als hätten 
wir aus der Bwdesreublik des bestmögliche gemacht. 

3.0 Eine ab! die Zxistensjcberi.rg einer freien Menschheit 
ausgerichtete 2olitik muß anstreben: 

3 
	3.1 daß jeder Staat Mitglied der UNO wird; 

3.2 daß das Vetorecht in den Institutionen der TJiTO aufgehoben 
wird; 

3.3 daß die 050 in die Lege versetzt und verpflichtet wird. 
Einzelstaatau 	der Vergewaltigung durch andere Stea- 
ton und Voikagrupp vor der Ermordung zu schützen; 

3.4 daß Abhängigkeiten einzelner Staaten von anderen einzel-
neu Staaten auf ein Minimum reduziert werden, daß aber eir 
Abhängigkeit der Einzelstaaten von der Staatenwelt dage-
gen maximal wird, damit airkmme Sanktionen wegen Verstö-
Sen gegen internationale Normen durchgeführt werden können; 

3.5 daß jeder mündige Mensch unzensierte Informationen über 
geplante und durchgeführte militärische und politische 
Aktionen erhält (In jenen Gebieten wo dies nicht gewähr-
leistet ist, muß zwingend die 050 als Informand auftreten.); 

3.6 daß die Störungen im internationalen Zahlungsverkehr und 
Güterausteumeb beseitigt werden(Nur dann lassen sich Hun-
ger und Armbt erfolgreich bekämpfen.). 

4.0 Leitsätze humaner, freier Menschen 
4.1 Wir müssen den Sowjets und ihren Sateliten sagen, daß 

Steatskapitalisms kein Sozialismus ist. 
4.2 Wir müssen den Sowjets sagen, daß der Imperialismus such 

dann Imperialismus ist, wenn er unter der roten Fahne 
marschiert. 

4.3 Wir dürfen den Sowjets aber euch sagen, daß wir sie nicht 
für Teufel halten, sondern für unfreie Menschen mit gei-
stig verblendeten Führern. 
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4.4 Wir müssen dem Albaniern und Chinesen sagen, daß die 
Gemalt Senechhaitareformern schlecht zu Gesicht steht. 
Die Aufforderung an die Tschechoslowaken, sich mit mili-
tärischen Mitteln zu verteidigen, kommt der Aufforderung 
wen Selbstmord gleich. 

müssen die Schläge der Weltmächte unterlaufen und sie 
da treffen, wo sie ein schwächsten sind, nämlich in ihrer 

moralischen Position. 

5.0 Aufruf 
5.1 Bürger der Bundesrepublik Deutschland, Ihr wart in jün-

eter Zeit Zeuge, sie schwer es ist, eine freihcitliebe 
Gesellschaftsordnung durchzusetzen und zu tewahen. 
Laßt es Eiib als Mahnung gelten und nutzt endlich Euora 
Bürgerrechte zur Vertiefung unserer Demokratie und zus 

Verwirklichung niner  humaneren Welt. 

5.2 Wir müssen 	zu neuen Ufern der Menschheit suchen. 
Feiglinge taugen nichts für die notwendige Expedition. 
Die Tschechoslowaken haben uns gezeigt was Mut ist und 

was Mut vermag. 
Zeigen wir uns ihnen als würdige Nachbarn. 

Tristan Abromeie 
(Vorstandsmitglied) 





Liberal—Soziale Prtoi (LSP), Bonn 
Prossostelle: 45 Osnabrück, Schließfach 1965 Tei, übr 222 85 

1. Vorsitzender Tristan tbroLieii 
2850  Hremerhav.en, Schiffdorfor Chaussee 70 

Mitteilung an die Presse (10) 
26. 9. 1968 

  

Wahlempfehlung der Liborsl—Sozialen Partei (LSP) 
zur Kommunalwahl am 2Q,9.68 in Niedersachsen 

Der Parteivmretand der Liberal—Sozialen Partei (iSP), Bonn, 
empfiehlt zur Kommunalwahl am kommenden Sonntag, 29.9., in 
Niedersachsen die Stimmobgobu für die FDP. 

Der Perettorstend bittet, nur jenen Kandidaten der FDP die 
Stimme zw geben, die den linksliberalen Flügel der FDP ange—
hören, da nur diese fortschrittlichen Politiker um Prof. 
Dahrendorf in der Lage sind, die sozialen Zukunftsaufpabow 
zu. meistern. 
Die LSP hofft, daß die FDP ihren konservativen Geist über—

windet. 

Liberal—Soziale Partei ISP 
Der Pertetworstend 

gez. Tristan Abrorneit, Karl—Heinz Ventker 
Volker Stehr 



Liberal-Soziale Partei (LSP), Bonn 
Pressestelle: 85 Osnabrück, Schließfach 1963 
Telefon über 0541 / 22283 
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5. 10. 1952 

Mitteilung an die Presse (11) 

Stellungnahme der LSP zum Begehren auf des Verbot der NPD 

0. Vorbemerkung: So verständlich der Ruf ist, die NPD zu ver-

bieten; sowenig darf die Problematik des Verbotes der SF0 

übersehen werden. Nicht alle Motive der NPD-Gegner sind 

edler Natur, nicht alle Wirkungen der NPD sind negativ. 

1. Das Verdienst der SF8 besteht darin, ungewollt das demokra-

tische Gewissen einer großen Anzahl von Bundesbürgern akti-

viert zu haben. 

2, Die NPD mit ihren Erfolgen erzeugte mit die notwendige Un-

ruhe, um unseren Staatsmännern" ihre feiste Selbstgefäl-

li5Jseit zu nehmen. 

3. Nationalisten befinden sich seit der Geburt der BRD in den 

im Bundestag vertretenen Parteien; es ist scheinheilig, 

wenn die Mitglieder der Regierungen in der BND mit den 

Finger auf die SF0 zeigen und ihren eigenen Nationalismus 

bzw. ihre eigenen nationalistischen Parteigenossen vergesser,  

( 	4. Der Nationalismus ist keine spezifisch deutsche Krankheit, 

wir finden sie sowohl bei den Weltmächten, wie auch in 

vielen kleinen Staaten. 

Der Nationalismus, insbesondere in Verbindung mit dem Fa-

schismus, wirkt gegen die Grundrechte und wirkt störend 

in der Völkerfamilie. Das Verbot von nationalistischen 

Parteien hebt aber nicht den Nationalismus auf. 

6. Das Verbot von itrenoertsien, seien sie nazistisch oder 

kommunietisch,ist auch keine demokratische Lösung und außer-

dem für einen Staat nicht ungefährlich, weil ganze Bevölke-

rungsteile auf Grund ihrer politischen Auffaßungen in die 

Ungesetzlichkeit getrieben werden. 

7. Strezparteien haben rum dann eine Chance, wenn die Gesell-

schaft krankt. Dia NPD-Lrßoige sind somit ein Zeugnis für 

die Versäumnisse der "stsatetragenden" Parteien. 



8. Für die Lösung gesellschaftlicher Probleme (auf nationaler 

und internationaler Ebene ) gibt es immer nur wenige 	- 

nünftige Alternativlösungen. 

ternüoftige Lösungen für den Gosellsohafte- und Staatsbe-

reich haben aber die Konsequenz, daß Privilegien der Eta-

bliierten aufgehoben werden. 

Unsere "Staatsmänner" müssen daher auf ihre Privilegien ver-

zichten, wenn sie die NPD erfolgreich bekämpfen wollen. 

9. In der Kritik von links-außen an die NPD scheint ein ge-

wisser Neid zum Ausdruck zu kommen. Die Argumentation ist 

dort oft genauso intolerant und irrational wie rechts-arien. 

10. Dar NPD mag ein Zug zum Faschismus innewohnen; aber so uni 

man dann konsequent fragen: nur bei der NPD? 

11. Dar Wahlspruch der Mächtigen der vergangenen Fahre lautet 

übersetzt so: Laßt uns die bequeme Regierungsweise. Außer 

der Zustimmung alle 4 Jahre an der Wahlurne geziemt Euch keine 

politische Tätigkeit. Wir,dia erfahrenen Regierungs- und 

Parlamentsmitglieder machen das sowieso besser. 

Im Rückblick zeigt sich, daß die Feinde der Demokratie nicht 

zuletzt die "staatstragenden" Parteien waren und sind, da 

sie wenig zur Demokratisierung der Bundesbürger beigetragen 

haben, obwdhl sie die Mittel dazu hatten. 

12. Der Kampf gegen die Antidemokraten muß auf der untersten 

Ebene aufgenommen werden: in den Betrieben, in den Schulen, 

in den Vereinen und in den Gemeinden. 

Nochmals ein NPD-Verbot verhindert kein Scheitern unserer 

Demokratic. 

13. zum Schluß: Wer die NPD und die kürzlich gegründete Kommu-

nistische Partei ( DIlL'  ) nicht will, der muß, wenn er 

glaubhaft bleiben will, in anderen politischen Vereinigumer 

mitarbeiten. 

Tristan Abromeit 

(Mitglied des LSP-Vorstandes) 



Liberal-Soziale Partei (LSP), Bonn 
Pressestelle: 45 Osnabrück, Schließfach 1963 
Telefon über 0541 / 22285 
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18. 10. 1968 

Mitteilung an die Presse (12) 

Diskussionsbeitrag der ISP zu den Themen soziale Sicherheit" 
und"demokratische Freiheit" des Arbeitnehmers aus Anlaß der 
Forderungen nach Lohnfortzahlung im Krankheitsfall für Arbei-
ter und mehr Mitbestimmung in Großbetrieben 

1.0 Grundsätzliches 

1.1 Eine Demokratie kann nur dann funktionieren, die Grundrechte 

haben nur dann einen Wirklichkeitsgehalt, wenn die Menschen 

in der Gesellschaft zur Mitbestimmung berechtigt und befähigt 

sind. Erst die Mitbestimmung macht aus dem Bewohner einen 

Bürger. Die notwendige Unabhängigkeit erhält der Bürger aber 

erst durch die soziale Sicherheit. Ohne soziale Sicherheit 

"mi die Werte Freiheit unf Menschenwürde Phrasen. 

1.2 In dar Diskussion unter Demokraten sollte die Fragestellung 

"Mitbestimmung? ja oder nein" überflüssig sein, denn das We-

sen der Demokratie bsteht ja darin, daß der einzelne Bürger 

seine Umwelt, seine Gesellschaft und seinen Staat (als Zweck-

mittel der Gesellschaft) mitbestimmt. Der Begriff Mitbestim-

mung wird hier bewußt nicht auf die betriebliche Mitbestimmung 

beschränkt, damit der Gesamtzusammenhang nicht verloren geht. 

Mehr Mitbestimmung? Ja! Aber wo und wie? Die Mitbestimmung 

wird für den einzelnen Bürger wertlos, wenn sie sich nur ab-

stoakt in Großräumen abspielt. Wenn die Demokratie in der 

Bundesrepublik heimisch werden soll - sie ist es noch nicht -‚ 

dann dadurch, daß die Wirkung der Mitbestimmung im überschau-

baren Raum dem Einzelnen sichtbar wird. - 

1.3 Das Für-undWider der Mitbestimmung in den Betrieben ist nicht 

wertfrei im wissenschaftlichen Sinn zu entscheiden, da vor-

wiegend Aspekte der Macht und der Moral zur Diskussion stehen. 

Wohl aber sind die Folgen der betrieblichen Mitbestimmung ra-

tional voraussclaaubar. Dabei ist aber darauf zu achten, daß 

Interessen im Kleide dar Rationalität nicht für bare Münze 

genommen werden. 



20 Mängel und Gegebenheiten 

2.1 Die Hauptkontrahenten um die betriebliche Mitbestimmung sind 
die Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände. Um deren Argu-
nentation zu verstehen, muß man sich vergegenwärtigen, daß 
2e4-to Verbandsgruppen: 

sowohl ideelle wie auch materielle Interessen vertreten; 
- ihre Bedeutung für die Gesellschaft überschätzen (Womit sie 

nicht allein stehen. Das Stichwort Kirche' dürfte als Hin-
weis genügen.). 

Peide Verbandsgruppen sind: 1. wirtschaftliche Vereinigungen, 
2. politische Vareinigugen, 

3. im Bildungssektor tätig. 
Inpansion der Macht ist für beide Verbandsgruppen lebensnot-
wendig. Daß aber die genannten Verbandsgruppen für die bundes-
republikanische Gesellschaft lebensnotwendig sind darf mit 

Recht bezweifelt werden. Die Zukunft gehört nicht den Blöcken, 
werier in der Wirtschaft, noch in den zwischenstaatlichen Be-
ziehungen. 
In den beiden Verbandsgruppen wird die Meinungsbildung vor-
wiegend von hauptamtlichen Funktionären betrieben, die wirt-
schaftlich von den Verbänden abhängig sind, was bedeutet, 
'aß Konformität für diese Meinungsbildner innerhalb der je-
welligen Lager ein Erfordernis des Broterwerbes ist. 

h? Un ber den Parlamentariern, Verbandsfunktionären und einem 
Teil der Presseleute ist wohl das beliebteste Modewort 
Struktur" in den verschiedensten Verbindungen. Das Wort be-
deutet laut Duden u.a. Gefüge, Aufbau oder gegliedertes Gan-
zes. Wer das Wort so oft benutzt der sollte seinen Inhalt 

eu. Wenn man Strukturpolitik betreiben will, dann muß 
7rLn in Zusammenhängen denken können. Sonst entsteht der Ver-
dacht, das Wort "Struktur" solle inhaltlosen Reden Bedeutung 
geben. Wenn dies hier erwähnt wird, dann deshalb, weil Lohn-
fortzahlung und Mitbestimmung im Zusammenhang mit gesaistgesell-
ecaftlichen reformbedürftigen Zuständen gesehen werden 
:ceeefl. 
1 ist eine traurige Wahrheit, daß unsere Parlamentarier zu 
„L 	anderem fähig sind als zur Quacksalberei. Es ist 

.2 	zu empfehlen, daß sie sich wie die biblischen (morali- 
chen) Gesetzgeber in die Wüste zurückziehen um Einkehr zu 

halten. Eine weitere Gesetzesflut - die Juristen sprechen schon 
-cn einer Gesstzesinflation - würde denn eilen erspart. 
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3.0 Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 

31 Die Arbeitgeberanteile zu den Sozialversicherungen (also auch 
zu den Krankenkassen) und die Lohnfortzahlung im Krankheits-
fall sind betriebswirtschaftlich gesehen für den Arbeitgeber 
Lohnkosten. Der natürliche Egoismus des Arbeitgebers wehrt 
sich dagegen, seinen Gewinn durch weitere Kosten schmälern zu 
lassen, für die er keine Gegenleistung sieht. 
Relativ leicht läßt sich die Forderung in einer Zeit der Voll-
beschäftigung durchsetzen, da denn der Produktionsfaktor 
Arbeit sowieso einen steigenden Preis hat. 

3.2 Zum Teil geht es in der Diskussion bezüglich der Lohnfort-
zahlung um die simple Tatsache, daß die gesetzlichen Kranken-
kassen entweder mehr Beiträge erhalten oder von Leistungen ent-
bunden werden müssen. Da man aus wahltaktischen Gründen den 
Arbeiter' nicht belasten möchte, werden andere Lösungen ge-
sucht. Es bleibt noch die dritte Möglichkeit, den Arbeitgeber-
anteil für die Krankenkasse absolut zu erhöhen, was dann eine 
indirekte Lohnerhöhung darstellen würde. 

3 3 Nicht nur die Krankenkassen kranken, sondern das ganze System 
der sozialen Sicherheit der Bundesrepublik. Wir werden leider 
wohl eher eine neue Diktatur erleben als einen Bundestag, der 
ein System der sozialen Sicherheit entwickelt, das über die 
Jahrhundertwende hinaus Bestand haben könnte und nicht im 
Widerspruch zu dem Bild vom Lianschen steht, das dem Grundge-
setz zu Grunde liegt. 

3.4 Als erstes müßte der ideologische Graben zwischen Angestellter 
und Arbeitern, der vor allem von den Angestellten auf seiner 
Tiefe gehalten wird, überwunden werden. Funktional sind dir  
Grenzen zwischen Amgesteileen und Arbeitern längst verwischt. 
Entsprechend den Bedürfnissen der Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber müssen vom Arbeitsrecht her kurz-, mittel- und langfristi-
ge Arbeitsverträge geschaffen wenden. Der Beamtenstatus sollte 
in öffentliche: Dienst seltener oder gar nicht mehr gewährt 
vardcn, 1. um lle Arbeitnehmer dem Wettbewerb auszusetzen 
und 2. damit Behörden und öffentliche Betriebe flexibler werden. 
Für alle Bundesbürger und für langfristig in der BRD arbei-

tende Ausländer sollte eine einheitliche Invaliditäts- und 
Alter:umrsorgung geschaffen werden, die sowohl die Sozialhilfe 
als auch die Arbeitslosenhilfe einschließb. 

Die hosten dieses staatlichen Soaldienetea sollten aus Steu-
e:miteln und nicht vermittels einem Kapitaldeckungsverfahren 
nufgebracht werden. 



Dem Bürger muß die finanzielle Kraft für die ergänzende 

private Vorsorge bleiben. (Wobei gleich wieder auf die Proble-
na der Geldwertstabilität und der Wechselkurse hingewiesen 
werden muß.) 
Jeder Bürger muß frei entscheiden können, welcher Krankenvor-
sorge er angehören will; einer Allgemeinen Ortskrankenkasse, 
einer Ersatzkasse, einer Betriebskrankenkasse, einer privaten 
Krankenversicherung oder einer "Medizin-Kooperative wie sie 
von Dr. A.W. Bauer im "Spiegel 38 / 1968 beschrieben wird. 

4.0 Betriebliche Mitbestimmung 

4.1 Die bisherige betriebliche Mitbestimmung hat wohl noch kein 
Unternehmen in den Konkurs getrieben oder vor dem Konkurs be-
wahrt. Die jetzige Mitbestimmung in den Betrieben hat sicher 
oft zur Konfliktregulierung beigetragen; daß sie eine soziale 
Sicherheit nicht geben kann, hat die letzte Wirtschaftskrise 
gezeigt. In den Mitbestimmungsorganen sind die gut 30 % orga-
nisierten Arbeitnehmer überproportional repräsentiert, weil 
sie mit ihren Organisationen bessere Wahlchancen haben. 
(Aufrichtigerweice muß man zugestehen, daß ihre Kandidaten 
oftmals besser informiert sind. Hier macht sich die gewerk-
schaftliche Bildungsarbeit bezahlt.) 

In kleineren Betrieben spielt die Mitbestimmung eine unwescr-
liche Wolle, da der persönliche Einfluß der Unternehmer ver-
gleichsweise viel stärker ist. 

4.2 Wie steht es mit der nichtbetrieblichen Mitbestimmung? Daß 
die Mitbestimmung der Bundesbürger bei der Gesetzgebung nicht 
über die Teilnahme an einer sich alle k Jahre wiederholenden 
inhaltlosen Wahlschau hinausgewachsen ist, Ist sattsam bekannt. 
In den zahlreichen Räten gesellschaftlicher Organe haben unab-
hängige Persönlichkeiten keinen Platz. 

Die Unternehmensmitbestimmung durch die Gesellschafter bei den 
Publikums-Aktiengesellschaften ist schwach. Bei den Genossen-
schaften beschränkt sich die Mitbestimmung vorwiegend auf den 
Verzehr des Vespere in der Generalversammlung. Bei den Aktien-
gesellschaften herrschen die Banken in den Hauptversammlungen 
(wogegen nicht einmal die Gewerkschaften Einwände erheben, 
weil sie sonst ihrer Bank für Gemeinwirtschaft auf die Füße 
treten müßten). Die Mitbestimmung der Mitglieder der Versiche-
rungsvereine auf Gegenseitigkeit findet nicht statt. In einer 
hier vorliegenden Satzung ist eine demokratische Gesinnung 
kaum mit der Lupe zu finden. 
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In den Selbstverwaltungsorganen der Sozialversicherungen (aus-
genommen die Ersatzkessen) bestimmen die Arbeitgeber mit, ob-
wohl es nach den heutigen System um reine Vermögensangelegen-
heitan der Arbeitnehmer geht. Umgekehrt ist die Situation in 
den Berufsgenossenschaften. 

4,3 Bei ter erweiterten oder qualifizierten Mitbestimmung werden 
betriebsfremde Einflüsse durch die Gewerkschaften von der 
Unternehmerseite befürchtet, Man kann dagegen argumentieren, 
daß betriebsfremde Einflüsse von der Eigentumsseite durch die 
Banken ebenfalls gegeben sind. 
Abgesehen davon, daß die Mitbestimmung ein Machtmittel der 
Gewerkschaften ist, das wirksamem gemacht werden soll, heben 
die Gewerkschaftstheoretiker auch die Vorstellung, über die 
Mitbestimmung enen Einfluß auf die Gesamtwirtschaft zur Re-
sei ligung ihrer Störungen zu erhalten. 
Hier zeigt sich die marxistische Herkunft der kapitalistischen 
Gewerkschaftler. Die Marktwirtschaft würde man nach den Rezepten 
dar Gewerkschaftler dabei behandeln wie einen Patienten, den man 
statD Heilstoffen Giftstoffe einspritzt. 

4.4 Die Mitbestimmung funktioniert dort am besten, wo der ein-
zelne Bürger mit dem timmzettel "GB" abstimmen kann. Solcher 
Art Abstimmung ist an unmittelbarsten. Wenn in den Betrieben 
mehr Mitbestimmung eingeführt werden soll, dann sollte sie 
möglichst unmittelbar bleiben. 

4.5 Die Ausdehnung der Mitbestimmung, wie sie im Montanbereich 91.It 
auf andere Großunternehmen ist nicht ratsam, da nicht die Stel-
lung der einzelnen Betriebsangehörigen gestärkt wird, sondern 
die der Gewerkschaften. 
Die Mitbestimmung muß auch nicht im Aufsichtsrat einsetzen, 
sondern in der Hauptversammlung. Um dieses zu erreichen, bie-
ten sich drei Modelle an: 

a) Die Belegschaftsmitglieder erholten 50 % der Stimmen in 
der Hauptversammlung. Für Anteilseigner und Betriebsange-
hörige galtmn die demokratischen Wahlprinzipien. 

b) Es wird ein neuer Gesellschaftstyp gebildet, eine Mischung 
aus Genossenschaft und Aktiengesellschaft. Es gilt die 
Stimriengleichheit aller Anteilseigner. Die Gesellschafts-
anteile können aber gehandelt werden wie Aktien. Der neue 

Gesellschaftstyp umfaßt alle Unternehmen mit einem Grund-
kapital über 100.000 GB und einer Belegschaft über 500 Per-
sonen. Wenn auf dem Wertpapiermarkt keine Gesellschaftsan-
teile angeboten werden, ist den Belegschaftsmitgliedern der 
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Erwerb über eine Kapitalerhöhung zu ermöglichen. 
Damit sich die neue Gesellschaftsform durchsetzen kann, 
muß die Aktiengesellschaft verboten oder wesentlich 
höher besteuert werden. 

c) Es bleibt bei der bisherigen Mitbestimmung und den Gesell-
schaftsformen, es wird jedoch eine Wirtschaftspolitik be-
trieben, die den Kapitalertrag zu-gunsten des Arbeite-
ertrages abhaut. Wenn der Kapitalertrag auf einen Pegel-
stand von 1 bis 3 % sinkt, dann kann die Mehrzahl der Ar-
beitnehmer soviel Vermögen bilden, daß sie frei entschei-
den kann, wo sie sich an Gesellschaften beteiligen will 
und entsprechend mitbestimmen kann. 

5.0 Kritik an Sozialisten und Liberalisten 

5.1 Die unter 4.5 c) aufgezeigte Möglichkeit der Mitbestimmung 
in den Betrieben klingt utopisch. Sie ist es auch, aber nur 
darum, weil die menschliche Erkenntnisfähigkeit begrenzt 
ist und noch zusätzlich durch Befangenheit und Lehrmeinungen 
eingeengt wird. Für die Freiheit und Würde des Menschen wird 
gestritten und gelitten. Der Mensch ist aber immer noch des 
Menschen Sklaven und Feind • Marx hat für die Befreiung der 
Menschheit geschuftet, er hat aber wie viele andere im öko-
nomischen Bereich geirrt. 
Proudhon, Gesell und ihre Schüler haben Werkzeuge entwickelt, 
die die Menschheit von vielerlei Not befreien könnten. Ihre 
Dankleistungen liegen ungenutzt, weil es die viel gepriesene 
wertfreie Wiesenschaft nicht gibt und weil Privilegien zäh-
lebig sind. 
Gesell wird lächerlich gemacht, obwohl viele seiner Erkennt-
nisse heute Allgemeingut sind und er Keynea als Fürsprecher 
hat. Nicht zuletzt die Gesallianer sind an diesem Zustand 
schuld, weil sie glauben, daß Gesell ein Allheilmittel gegen 
alle gesellschaftlichen Störungen ist. 

5.2 Die moderne Volkswirtschaftslehre hat es zur wahrhaften 
(varietreifen) Gedankenakrobatik gebracht, ihre Vertreter 
?otw'en sich sehr klug vor, nur störungsfreie Nationalwirt-
schaften und eine funktionierende Weltwirtschaft bringen sie 
nicht zustande. 
Die klugen Narren werden sagen, unsere Erkenntnisse sind 
richtig, wir haben nur nicht dieMacht, sie durchzusetzen. 
Premier Wilson in England hat z.B. die Macht, verhindert aber 
mit den modernem Theorien eine blühende Wirtschaft und schaufelt 
sein politisches Grab. 



Die CDU und die SPD werden sich im kommenden Wahlkampf um 
die Leistung des wirtschaftlichen Aufschwunges streiten. 
Die Ursache der wirtschaftlichen Tal- und Bergfahrt ist aber 
das Verhalten der Bundesbnk. 

5.3 Die soziale Sicherheit und die Freiheit der Arbeitnehmer 
wie auch der Arbeitgeber, ebenso der Nichterwerbstätigen 
hängt von einer blühenden Lirtechaft, an der eile parti-
zipieren, und von einen gerechteren Bodenrecht ab als da 
jetzige. 

Es würde uns sicher allen gut bekommen, wenn die führender 
Funktionäre in der Wirtschaft und Politik ihre Lehrbücher 
auswechseln würden. 

Tristan Abromeit 
(Mitglied des LSP-Vorstandes) 



Liboral-Soziale Partei (ISP), Bonn 
Pressestelle: 45 Osnabrück, Schließfach 1965 
Telefon über 0541 / 222 83 3. 11. 1968  

Mitteilung an die Presse (13) 

  

   

Aktionsbündnis für die Bundestagswahl 1969 - Gründungskongroß 
2. November 1968 in Dortmund1  Kleine Westfalenhalle  

Das Vorstandsmitglied der Liberal-Sozialen Partei,Tristan Abmomeit, 
Bremerhaven, nahm an dem Gründungskongreß des Aktionsbündnisses 
für die Bundestagswahl 1969 teil. 
Seine grundsätzlichen Bedenken gegen das Verfahren der Gründung 
und die DKP als Aktionspartner trug er in einem Umdruck vor. 
Darin hieß es u.a., daß es nicht nur auf gemeinsame Zielsetzungen, 
sondern such auf ein Minimum an gemeinsamen Prinzipien ankomme. 

Der Umdruck wurde im Kongreßsaal verteilt. Als doktrinäre Kongreß-
teilnehmer den Inhalt gelesen hatten, wurde die weitere Verteilung 
im Namen der Kongreßleitung untersagt. Einem Verteiler wurden die 
Flugblätter gewaltsam entrissen. 
Prof. Dr. Werner Hofmann, Referent und Initiator des Kongresses 
bedauerte gegenüber dem Verfasser des Flugblattes den Vorfall. 
Zu dem Inhalt des Kongresses muß gesagt werden, daß viele Bundes-
bürger ihren guten Willen kund taten. Als Friedensbündnis und Wahrer 
der Demokratie gebärden sich die marxistischen Sozialisten aber 

zu2 unduldsam und zu aggressiv. Die Diskussion unter der Linken 
ist besonders schwer, weil mit Begriffen operiert wird, die Emo-

tionen aber keine Informationen vermitteln. 
Die Vorstellungen der Bündnispartner können, wenn sie angewandt 
werden, wohl den Privatkapitelismus in einen Staatakapitalismes 
transformieren; aber nicht den Kapitalismus auflösen. 

Der Vorstand der Liberal-Sozialen Partei (LSP) kann unter den 
gegebenen Umständen nicht mit ders'Ektionsbündnis für die Bundes-
tagswahl 1969" kooperieren, er ist aber zu Diskussionen bereit. 

Anlage: Flugblatt, verteilt am 2.11.68 in Dortmund 



Tristian Abromeit 
285o Bremerhaven 1 
	

2. November 1968 
Schilfdorfer Chaussee 75 

Mitglied der Lberal-Sozialen Partei - 

‚ohr verehrte Teilnehmer 

des Gründungskongresses in Dortmund, 

der heutige Tag wird so angefüllt sein mit Reden und Debatten, 

dass sich gruppenunabhängige Personen schwerlich Gehör verschaffen 

werden. Ich erlaube mir daher, auf diese Weise einige Gedanken 

zum Aktionsbündnis für die Bundestagswahl 1969 vorzutragen. 

1.1 Ich hoffe, diesem Gründungskongress ist mehr Erfolg beschieden 

als vorherigelVersueheBzur Einigung ausserparlamentarischer 

Parteien und andererpolitisehe- Gruppen. 

1.2 Eine Politik des Aktionsbündniesee kann nur dann ein Novum 

sein, wenn sie Aussagen und Forderungen für die gesamte bundes-

republikanische Gesellschaft und den zwischenstaatlichen Be-

ziehungen formuliert und nicht nur für einzelne Gruppen. 

1.3 Die Sprache des Aufrufes ist unscharf und anbiedernd, sie 

unterscheidet sich hierin nicht wesentlich von der Sprache 

der NPD. - Dieses ist kein Vorwurf, sondern eine Feststellung. 

1 .1 Wenn Zustände In der Gesellschaft geändert werden sollen, 

dann muss man die Mittel rational auf ihre Wirkung und Wechsel-

wirkung hin durchleuchten, sonst haben politische Aktionen 

leicht eine 'gegenteilige Wirkung. - Sachthemen der Arbeite-

kreise können in der kurzen Zeit gar nicht mit der notwendi-

gen Sorgfalt abgehandelt werden. Der ganze Kongress kann daher 

nicht mehr sein als eine politische Demonstration wider die 

"staatstragenden" Parteien. 

1.5 In einer von vier vorbereitenden Veranstaltungen für diesen 

kongrcsein Bremen wurde behauptet, es sei beschlossene 

cache, dass die Deutsche Kommunistische Partei Bündnispartner 

sei. Nach demokratischen Spielregeln - die doch das Bündnis 

verteidigen will - entscheidet der Gründungskongress darüber, 

wer Bündnispartner werden soll und wer flieht. 

Die Gründung der Wahlpartei einen Tag nach der Gründung des 

Aktionsbündnisses erweckt den Eindruck, als solle etwas 

durchgepeitscht werden. Mitra besonnene Willensbildung kann 

sich in es kurzer Zeit nicht vollziehen. 



2.1 In Diskussionen in Bremen über die Wirksamkeit des Aktione-

bhndn±osee wurde wiederholt beiauerndfestgcatellt, dass die 

Arbeiterschaft kein Klassenbewusstsein habe. Es mag dahin-

gestellt bleiben, ob die Begriffe "Arbeiterschaft5  und 

"Klassenbewusstsein! einen Aussagewert haben; mir Schien 

aber, dass die Initiatren der Veranstaltung in Bremen 

wenig demokratisches Bewusstsein haben. Wo wurde davon ge-

sprochen, dass dos Grundgesetz verteidigt Und die Demokratie 

vertieft werden sollte. Gleichzeitig wurden aber Normen das 

Grundgesetzes wie: Gewissensfreiheit und Unabhängigkeit der 

Abgeordneten in Frage gestellt. Die DWP, die die Demokrati-

sierung in der CluB verurteilt, wird als Bündnispartner 

akzeptiert. 

Aber euch im Aufruf akzeptiert man AntidOmokraten als Bünd-

nispartner, wenn der Text mit der logischen Sprache überein-

stimmt. Es wird dort zum aktionsbündn.js von Demokraten und 

Sozialisten aufgerufen; also auch Sozialisten, die keine 

Demokraten sind. 

Es Wurde in Bremen aber noch Schlimmeres gesagt: Das Aktions-

bündnis hätte nichtrmit Moral zu tun, der Erfolg wäre das 

Wesentliche! - Wenn Prof. Hofmann in einem Flugblatt des 

Giessener Kreises schreibt, dass das Bündnis zwischen CDU und 

SPD ein politisch sittenwidriges, öffentlich Ärgernis errer 

gendes Konkubinat sei, dann ist eine Koalition der progressi-

ven Gruppen - ohne moralische Fundierung - Hurerei,. um in 

gleicher M..pMtttse zu sprechen. 

3.1 Bei aller Toleranz muse das Aktionsbündnis nicht nur nach 
übereinstimmenden Zielen fragen, ssnderfl auch nach einem 

'inimum an gemeinsamen Prinzipien. 	 - 

3.2 Vorschlag für eine Erklärung im Antragsformula auf Mitglied-
schaft im Aktisnsb{ifldnis.und der Bahipartei: 

I. Verstösse gegen die allgemeinen Menschenrechte sind 

- 	auch dann Unrecht, wenn sie durch die Sowjetunion oder 

die USA vorgenommen werden. 	 - 	- 

II. Jeder Staat hat das Recht, innerhalb seiner Grenzen 

Reformen durchzuführen, wenn diese nicht gegen gültige 

internationale Verträge und gegen die Grund und - 

Menschenrechte verstossen. 

III. heinerhacht steht das Rocht zu, ein Gesellschafts-

system nit Waffengewalt einzuführen oder aufrechtzuerhalten. 
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an lie Presse  
------------- 

Su 	s üah. zu den internationalen üährungsproblemen 

Die Aktionen, P aktionen und Berichte bezüglich der Auf-
oder Abwertung westeue'opäischer Währungen zeigen mit wieviel 
Unverstand regiert aber auch von der Presse berichtet wird. 
Das Geschehen der letzten Wochen macht aber auch wieder ein-
ma17 wie stark die nationale und internationale Wohlfahrt 
von einer störungsfreien internationalen Währungsordnung 
abhängt. 
Seit Jahren ignorieren die Politiker die Forderung von um-
abhängigen Wissenschaftlern nach Einführung des Systems 
der flexiblen Wechselkurse. 
Es wird gerne und viel von notwendigen Reformen gesprochen; 
aber da, wo die entsprechenden Erkenntnisse vorliegen, werden 
die Reformen wie die Pest gemieden. 

Die Opposition im Parlament ist hilflos, weil sie an Inter-
essenverfilzung leidet. Die Gruppen der !4P0 sind vorwiegend 
ratlos, weil sich diese Fragen nicht mit Mao, Marx oder Mar-
cuse beantworten lassen. 
In Frankreich will man die Studenten für die Blindheit der 
Politiker leiden lassen. Ran könnte zum Spötter werden, 
wenn die Situation nicht so maßlos traurig wäre. 
Zitate für Nachdenkliche: 
Prof. Rohren: Die Verantwortlichen sind gezwungen, jede Absicht 
der Paritätsäbderung zu leugnen, und zwar um so stärker, je 
notwendiger und näher eine Paritätsänderung bevorsteht. Dieses 
Verhalten kommt dem Tatbestand des Betruges bedenklich nahe." 
Prof. Albert Hahn: "Die dem Bretton Woods-System inhärenten 
Widersprüche und die praktische Unvereinbarkeit von Konjunk-
tur- und Zahlungsbilanzkonformität werden zu mehr oder weniger 
straff gehandhabten Zwangnsjz-  chaften führen." 
Prof. Sobmen: "... diejenigen, die heute für die Wirtschafts-
politik in den meisten Ländern verantwortlich zeichnen, ge-
ben (die) Ansichten der zum Zeit ihres Studiums führenden 
Nationalökonomen wieder." 
Prof. Giersch: "Ich habe selber lange Zeit Vorurteile und Ab-
neigungen dieser Art gehabt, bis ich mich bemühen mußte, diese 
Zusammenhänge zu lernen; das ist nicht ganz so einfach und 
dauert ziemlich lange. 	(Quellen können bei der ISP er- 

fragt werden.) 
Die westlichen Bruderstaaten beginnen sich zu zerstreiten, die 
Entwicklungshilfe scheitert nicht zu leänt an der internatio-
nalen Währungsunordnung. Wir haben keine Zeit mehr für eine 
weitere ahr. dauernde Verdrängung dieses Problemes. 
Dar-am au das System der flexiblen Wechselkurse zum Wahlkampf-
thema den Ja",-res 1969 werden. 

Tristen Abromeit 
+ deutlich 



Liberal-Soziale Partei (LSP), Bonn 
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20. Februar 1969 

An die Ex-Mitglieder und Interessenten der LSP, 
insbesondere an die bundesrepublikanische Studentenschaft, 
gleichzeitig 
Mitteilung an die Presse (15) 

Schlußbilanz einer Parteigründung 

-Stellungnahme des Vorstandsvorsitzenden zur Auflösung der 	 TAP- 

1. URSPRUNG 

Wenn der Prozentsatz der Bundesbürger, die Mitglied einer po-

litischen Partei sind, bedauernswert gering ist, so dürfte 
die Zahl derjenigen, die sich ernsthaft mit den politischen 

Zuständen in der 51W, insbesondere mit den politischen Par-

teien, auseinandergesetzt haben und noch auseinandersetzen, 

erheblich höher liegen. 
Diese politische Auseinandersetzung führte im Herbst 1966 bei 

den Bundesbürger Karl-Heinz Ventker - der parteipolitische 

Erfahrungen aus der Freisozialen Union mitbrachte - und den 
Verfasser dieses Berichtes - der damals vor dem Abschluß des 

Studiums an der Akademie für Wirtschaft und Politik in Hamburg 
stand - zu der Folgerung, daß sie nur mit der Gründung einer 
neuen Partei ihren staatsbürgerlichen Auftrag leisten könnten. 
Diese Entscheidung wurde unabhängig voneinander gefällt. Der 
Kontakt wurde über eine dritte Person hergestellt. 

2. GRÜNDUNG 
Entsprechend der Maxime, daß ein Demokrat nach seinen Erkennt-
nissen zu handeln hat und nicht in die bequeme Pesignotion 
ausweichen darf, wurde mit sehr bescheidenen materiellen Mit-

teln versucht, Gleichgesinnte zu finden. Beide Initiatoren 
versuchten nicht, ihre freiwirtschaftliche Orientierung zu 
verbergen; Dogmatismus lag ihnen aber fern. 
Ohne daß auf andere Organisationen zurückgegriffen werden konn-
te und obwohl nur 15 Personen zur Gründungsverssmnlung au 25. 

November 1967 nach Bonn gekommen waren, wurde die Gründung 
gewagt. Es war nicht die Absicht der Initiatoren, sich in den 
Vorstand wählen zu lassen. Die Wahl konnte aber nicht abgelehnt 

werden, 



"-- 

wenn die Ernsthaftigkeit des Wollens nicht in Frage gestellt 

werden sollte. Es bestand von vornherein Übereinstimmung da-
rin, daß die LSP wieder aufgelöst werden sollte, wenn sie nicht 
innerhalb von Jahresfrist eine Mitgliederzahl von 1000 er-

reichen würde. 

3. ANLIEGEN 
Programme von Parteien können bestenfalls Orientierungshilfen 
sein, aber keine Fahrpläne. Uns schwebten keine nationalisti-
schen oder kommunistischen Zielsetzungen vor, auch wollten 
wir keine Partei der MITTE(linäßigkeit), sondern eine Partei 
des Ausgleichs durch Fortschritt. Wir wollten durch Wettbe-
werbsdruck die bestehenen kleinen und großen Parteien zu bes-
serer Arbeit zwingen, durch Offenheit des Parteilebens und 
Klarheit der Ziele abeeitsetehende Bundesbürger für die poli-
tische Arbeit gewinnen und durch eine fortwährende Diskussion 

die Wirtschaftswissenschaft zwingen, ihre Lehrsätze neu zu 
durchdenken. 

0. BEURTEILUNG 

Sympathiebezeugungen mündlicher und schriftlicher Art haben 
wir vielfach erhalten. Als Beispiel diene ein Auszug aus 
einen Brief von Herrn Franz-Josef Kunert. " ... , vielen Dank 

für die Zusendung von Drucksachen über die LSP. Ich habe sie 
auch an einige seiner Freunde weitergegeben, und Übereinstim-
mend sind wir zu der Auffassung gelangt; es ist mehr als trau-
rig, daß eine Partei wie die Ihre, die durchschaubarere und 
aufrichtigere Gedanken vertritt als alle 'etablierten' gro-
ßen Parteien (FDP mitgerechnet, das sage ich, obw'hl ich den 
Jungdemokraten nahestehe ) zusammen, (nicht unterstützt 
wird. d.V.) Es scheinen bei uns nicht vernünftige Ideen, son-
dern Geld und Parteibürokratismus zu siegen. Am Jahrestag der 
Gründung Ihrer Partei möchte ich aber sagen: wie soll das 
geändert werden, wenn nicht immer mehr Bürger diese Tatsachen 
sehen? Und wer soll es ihnen zeigen, wenn nicht die kleinen 
Parteien? Resignation wäre ein Unglück, zumal die T,SP  von 

den zur bekannten kleinen Parteien die beste zu sein scheint." 

5. WIRKUNG 
Meßbare Ergebnisse können wir nicht vorweisen. Unsere Mitglie-
derbasis konnten wir nicht vergrößern. Nennenswerte materielle 
Unterstützung durch private oder juristische Personen haben 
wir nicht erhalten. Unseres Wissens haben wir die Diskussion 
über die Herabsetzung des Wahlalters eingeleitet. 



Sicher haben wir manches Mitglied anderer Parteien durch 
unsere Existenz und Argumentation beunruhigt. Insgesamt ist 

die Ernte aber recht mager ausgefallen. Unser Wirken wurde 
durch die spektakulären Demonstrationen in den Schwften ge- 

stellt. 
6. WANDEL 

Sicht zu übersehen ist, daß durch das Vorhandensein der 

PO - wozu die ISP ja auch zählte - und durch die NPD-Erfolge 
die starren politischen Fronten aufgerissen wurden. Die FDP 
wurde zuätz1ichdurch die Wahlrechtsänderungspläme der CDU/SPD 
gezwungen, sich auf ihren liberalen Ursprung zu besinnen. 

9. FOLGERUNGEN 
Da die LSP keine arbeitsfähige Größe erreichen konnte, hat 
sie sich mit Wirkung vom 2o. Februar 1969 aufgelöst. 
Diese Entscheidung winivon der Vernunft bestimmt und ist kein 
Zeugnis der Resignation. Die politische Arbeit der (Ex-)LSP-
Mitglieder wird in anderen Organisationen fortgesetzt. 

8. MAHNUNG 
Mit Abstand betrachtet sind alle politischen Aktionen der le-
benden Generationen (in der BRD) nur eine Rette von Reaktionen. 

Zur Aktion gehört nicht nur der Protest und der Protest gegen 
den Protest, sondern der Gestaltungswille und die Gestaltungs-
fähigkeit für eine bessere Ordnung der Bundesbürger und der 
Menschheit, in der sich die Grundrwchte besser behaupten können. 

Die Gestaltungsfähigkeit setzt Einsichten voraus, die erarbei-
tet werden wollen. Der lebendige Tote, Silvio Gesell, von sei--
nen Anhängern oft zum Götzen gemacht, von der blinden herrschen-
den Lehrmeinung mitleidig belächelt, scheint da Hilfestellung 
geben zu können. 
Am Region des Experimentes "ISP" schrieb der Verfasser in 
Oktober 1967  an die bundesrepublikanische Studentenschaft u.a. 
"In der Demokratie ist nicht die Ruhe, sondern die Unruhe erste 
Bürgerpflicht. Gedacht ist dabei nicht an Aufruhr - der berechtigt 
sein mag, wenn die Regierenden die mensch chem Grundrechte 
mißachten -‚ sondern an eine besonnene Unrast, die bestrebt 
ist, Erreichtes zu vervollkommnen, Erstrebenswertes durchzu-
setzen und Mißstände zu beseitigen." 

Die Unruhe, die sich inzwischen unter der Jugend, insbesondere 
unter den Studenten, ausgebreitet hat, ist leider nicht die 
im Zitat erwähnte besonnene Unrast'. Wer auf Gewalt setzt, 
zeigt sich als Menschenfeind, auch wenn er sich Sozialist oder 
Humanist nennt. 
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Eine Jugend ist nur dann ihrer Vätergeneration überlegen, 

wenn ihr Moralkodex wahrhaftiger und menschenfreundlicher ist. 

9. EMPFEHLUNG 
Da mancher Bundesbürger sich fragen wird, wo er denn nun 

seinen Beitrag zur Bewältigung der Gegenwart leisten solle, 
sei eine Empfehlung gegeben: in der Freien Demokratischen 

Partei (FDP) oder in der Demokratischen Union (DU). 
Begründung: Die CDU und SPD sind Hauptverursacher der bundes-
republikanischen Misere. Wenn die CDU von ihrem ideologischen 
Ansatz her schon unglaubwürdig ist, so wirkt die SPD greisen-

haft. Die Aktion Demokratischer Fortschritt (.ADF), eine Ge-
meinschaft der DKP und DFU, nebst einigen unabhängigen Per-

sonen, ist nur ein linkes Gegenstück zur rechten SPD. 
Die FDP, die jahrelang an einem üblen Opportunismus und Kon-

formismus litt, hat sich unter den Druck der großen Koalition 
und der APO gemausert, sie kann nicht mehr nach rechte ausbre-
chen und muß progressiv agieren, wenn sie nicht bedeutungslos 

werden will. 
Die DU ist eine nach junge Gruppierung, die offen ist für 

Ideen, die einen humanen Fortschritt ermöglichen. Die DU ist 
antiautoritär und hält sowohl parlamentarische, wie außer-
parlamentarische Aktionen für die Denokratieiänung der Gesell-
schaft notwendig. 

Eine demokratische Gesellschaft hat zur Voraussetzung, daß 

sie informiert ,(nicht formiert) ist. Es wäre wünschenswert, 
wenn sich die Studentenschaft als Inforrustionsmittler betäti-
gen würde. Wenn Studenten ihr Unbehagen an den Unvermögen un-

serer Gesellschaft vor kleinen Gruppen in den Vororten und 
Dörfern artikulieren würden, dann täten sie sich selbst und 
ihren Mitbürgern einen größeren Dienst erweisen, als wenn sie 
des politische Instrument "Krawall" überstrapazieren. 

Tristan Abrcneit 

Anlage: Offener Brief an die Nordsee-Zeitung 


